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Motion Eggli FDP: Optimierung der interdisziplinären Zusammenarbeit 
der Behörden (Einwohner-, Steuer- und Baubehörde) zwecks Sicherstel-
lung einer gerechten Steuererhebung in der Gemeinde Muri-Gümligen 
 
 
1 Text 

 Der Gemeinderat wird beauftragt, die nachfolgenden Punkte umzusetzen: 

1. Erarbeitung eines Konzepts «Steuergerechtigkeit Muri-Gümligen» 

o Entwicklung klarer Abläufe zur Prüfung des tatsächlichen Wohnsit-

zes, insbesondere bei Personen mit mehreren Adressen oder aus-

serkantonalen Meldungen. 

o Definition von Kriterien, wann eine vertiefte Abklärung des Lebens-

mittelpunkts notwendig ist. 

 

2. Verstärkte Zusammenarbeit mit dem Kanton Bern 

o Ausbau der Kooperation mit dem kantonalen Steueramt, den Ein-

wohnerdiensten und weiteren Fachstellen. 

o Aufbau eines systematischen Informationsaustauschs über Ver-

dachtsfälle von ungemeldeten Wohnsitzen oder Steuerunregelmäs-

sigkeiten. 

o Nutzung bestehender kantonaler Instrumente zur Feststellung des 

Lebensmittelpunkts (wie z.B. polizeiliche Wohnsitzkontrolle). 

 

3. Übernahme von Best Practices anderer Kantone 

o Orientierung an den vom Kanton Zürich entwickelten Methoden zur 

Überprüfung des tatsächlichen Wohnsitzes und entsprechende Um-

setzung innerhalb der Gemeinde. 

 

4. Einführung einer Berichtspflicht 

o Der Gemeinderat legt dem Parlament einen Bericht vor, in dem dar-

gelegt wird: 

o welche Massnahmen zur Verhinderung von Steuerumgehungen 

umgesetzt wurden, 

o wie die Zusammenarbeit der Behörden systematisiert und ver-

bessert werden konnte. 

Begründung: 

In seiner Antwort auf die Interpellation vom 20. Mai 2025 mit dem Titel 

«Steuerliche Gleichbehandlung aller Einwohnerinnen und Einwohner der 

Gemeinde Muri-Gümligen» vertrat der Gemeinderat die Auffassung, es 

würden bereits sämtliche notwendigen Massnahmen getroffen, um eine ge-

rechte Steuererfassung sicherzustellen. Zudem argumentierte er, dass wei-
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tergehende systematische Datenabgleiche zwischen den zuständigen Be-

hörden aufgrund von Datenschutz- und Quellenschutzbestimmungen nicht 

möglich seien. Mit anderen Worten: Man tue bereits alles, was rechtlich 

und organisatorisch möglich sei.  

Der wiederholte Verweis auf Datenschutz ist unbegründet. Datenschutz soll 

kein Hindernis sein. Das bernische Informations- und Datenschutzgesetz 

erlaubt den Datenaustausch zwischen Behörden ausdrücklich, sofern er 

der Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe dient – darunter fällt die Steuerer-

hebung ebenso wie die Einwohnerkontrolle. Datenschutz dient der Rechts-

sicherheit, nicht der administrativen Abschottung. Gezielte Datenabgleiche 

zwischen Einwohnerkontrolle, Steueramt, Bauverwaltung, Grundbuchamt, 

Handelsregister und weiteren relevanten Stellen sind rechtlich zulässig und 

in vielen Schweizer Gemeinden bewährte Praxis. Sie bilden das Funda-

ment einer wirksamen Kontrolle von Wohnsitz- und Steuerverhältnissen. 

Der tatsächliche Vollzug zeigt jedoch ein anderes Bild. Ein dokumentierter 
Fall in unserer Gemeinde legt offen, dass die bestehenden Mechanismen 
nicht ausreichen, um offensichtliche Unregelmässigkeiten zu erkennen 
oder zu korrigieren. Die Koordination zwischen den betroffenen Fachstellen 
– Einwohnerdienste, Steueramt und Bauverwaltung findet entweder gar 
nicht statt bzw. ist vollkommen ungenügend. 

So zeigt der dokumentierte Fall exemplarisch, dass eine Familie während 
Jahren in unserer Gemeinde wohnen, ein Einfamilienhaus bauen, Einspra-
chen und Baupolizeiliche Anzeigen vornehmen kann, ohne allerdings eine 
Wohnsitzmeldung zu erstatten und dementsprechend auch keine Steuern 
entrichten muss. 

So etwas ist nur möglich, wenn die Koordination zwischen den betroffenen 
Fachstellen – Einwohnerdienste, Steueramt und Bauverwaltung entweder 
gar nicht stattfindet bzw. vollkommen ungenügend ist. Dieser Fall verdeut-
licht leider eindrücklich, dass die interdisziplinäre Zusammenarbeit der Be-
hörden nicht greift. Hinweise aus verschiedenen Verwaltungsbereichen 
werden nicht systematisch zusammengeführt, sodass sich offenkundige 
Unstimmigkeiten über Jahre hinweg unentdeckt fortsetzen können. 

Deshalb besteht hier Handlungsbedarf: Unsere Gemeinde darf nicht zulas-
sen, dass Steuerumgehung durch ungemeldeten Aufenthalt faktisch mög-
lich ist. Es fehlt weniger an gesetzlichen Grundlagen als an verbindlichen 
Abläufen, klarer Verantwortung und aktivem Informationsaustausch zwi-
schen den beteiligten Behörden. Mit einer konsequenten Nutzung der vor-
handenen Daten lässt sich dieser Missstand problemlos korrigieren. 

 Muri-Gümligen, den 18. November 2025 Caterina Eggli, FDP 
 
J. Reich, R. Soder, R. Mäder, R. Buff, S. Eugster, B. Legler, A. Althaus 
Stämpfli, K. Schnyder (9) 
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2 STELLUNGNAHME DES GEMEINDERATS 
 

Zu Antrag 1 
 
Der Austausch zwischen den internen Behörden findet unter Einhaltung 
des Datenschutzes statt. Die Einwohnerkontrolle trifft bei Meldungen aus 
der Bevölkerung oder anderweitigem Verdacht auf Unterlassung der An-
meldepflicht Abklärungen. Ebenfalls nimmt die Einwohnerkontrolle, wo 
sinnvoll, Rücksprache mit der Bauverwaltung und sie darf das Steuerbüro 
auf Verdachtsfälle aufmerksam machen. Die Steuerbehörden dürfen jedoch 
den Einwohnerkontrollen keine Auskunft erteilen, da es sich beim Steuer-
geheimnis (Art. 153 des Steuergesetzes [StG; BSG 661.11]) um eine qulifi-
zierte Geheimhaltungspflicht im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Bst. b des kanto-
nalen Datenschutzgesetzes (KDSG; BSG 152.04) handelt. 
 
Die Anmeldepflicht sowie die Unterscheidung zwischen polizeilichem 
Wohnsitz (Niederlassung) und Nebenwohnsitz (Aufenthalt) ergibt sich aus 
dem übergeordneten Recht, insbesondere dem Gesetz über Niederlassung 
und Aufenthalt der Schweizerinnen und Schweizer (NAG; BSG 122.11) so-
wie der Verordnung über Niederlassung und Aufenthalt der Schweizerinnen 
und Schweizer (NAV; BSG 122.161) des Kantons Bern. Gemäss Art. 11 
VNA bestimmen sich der zivilrechtliche, der Stimmrechts-, Steuer- und Un-
terstützungswohnsitz grundsätzlich unabhängig von der Art der polizeili-
chen Anmeldung. Das heisst, der zivilrechtliche Wohnsitz kann vom steuer-
rechtlichen Wohnsitz abweichen und somit können auch Personen, welche 
in der Einwohnerkontrolle gar nicht oder mit Status eines Wochenaufenthal-
ters angemeldet sind, ihr Steuerdomizil dennoch in Muri bei Bern haben. 
Der Wohnsitz kann abweichen, wenn Personen freiwillig damit einverstan-
den sind oder aber die Steuerverwaltung des Kantons Bern auf Antrag der 
Gemeinde den steuerrechtlichen Wohnsitz verfügt. Der Status in der Ein-
wohnerkontrolle ist also für das Steuerregister nicht bindend. 
 
Wie bereits in der Interpellation "Steuerliche Gleichbehandlung aller Ein-
wohnerinnen und Einwohner der Gemeinde Muri-Gümliqen" erwähnt, geht 
das Steuerbüro sämtlichen Meldungen nach (Meldungen aus der Bevölke-
rung, Meldungen der Einwohnerkontrolle, Interneteinträge, Handelsregister-
meldungen, u.s.w.) und überprüft diese. Ausserdem wird jährlich überprüft, 
ob Personen mit Wochenaufenthalt die Voraussetzungen für eine Auf-
nahme ins Steuerregister erfüllen. Kommt das Steuerbüro nach den ge-
troffenen Abklärungen zum Schluss, dass der steuerrechtliche Wohnsitz in 
der Gemeinde Muri bei Bern liegt, stellt das Steuerbüro ein Gesuch um die 
Festsetzung des steuerrechtlichen Wohnsitzes und sendet die vorhande-
nen Akten an die Steuerverwaltung des Kantons Bern. Die Steuerverwal-
tung des Kantons Bern prüft diese Gesuche und setzt das Steuerdomizils 
mittels Verfügung fest.  
 
Zusammenfassend lässt sich somit sagen, dass bereits klare Abläufe zur 
Prüfung des Wohnsitzes und der Steuerpflicht bestehen. 
 
Zu Antrag 2 
 
Eine verstärkte Zusammenarbeit mit dem Kanton müsste insbesondere 
vom Kanton Bern ausgehen und würde mit der Bereitstellung der entspre-
chenden personellen Ressourcen auf kantonaler Ebene einhergehen. Eine 
verstärkte Zusammenarbeit müsste dann, im Sinne der Gleichbehandlung 
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aller Gemeinden, allen im Kanton Bern befindlichen Gemeinden zugute-
kommen. Dass Muri bei Bern umgekehrt beim Kanton eine verstärkte Zu-
sammenarbeit und damit eine Sonderbehandlung im Vergleich zu den an-
deren Gemeinden verlangt, erachtet der Gemeinderat als nicht zielführend. 
Es gilt zu erwähnen, dass die Gemeinde Muri bei Bern bereits heute schon 
Informationen über Verdachtsfälle mit der kantonalen Steuerverwaltung 
austauscht. 
 
Weiter gilt es zu erwähnen, dass die Überweisung dieser Motion keine Ver-
besserung der Zusammenarbeit mit dem Kanton herbeiführen würde, da 
die Gemeinde Muri bei Bern die ihr zur Verfügung stehenden Mittel der Zu-
sammenarbeit und des Informationsaustausches bereits vollumfänglich 
ausschöpft. Dieser Teil der Motion müsste somit auf kantonaler Ebene an-
gestossen werden. 

 
Verfahren zur Wohnsitzfestellung sind oftmals mit umfangreichen Abklärun-
gen verbunden, sowohl seitens der Einwohnerkontrolle, des Muriger Steu-
erbüros als auch der kantonalen Steuerverwaltung und können somit einige 
Zeit in Anspruch nehmen. Sind die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt, 
sind rückwirkende Anmeldungen und Anpassungen möglich. 
 
Zu Antrag 3 
 
Die Steuergesetze in den 26 Kantonen sind unterschiedlich. Auch das 
Wohnsitzverfahren unterscheidet sich in den Kantonen. Die Steuerverwal-
tung des Kantons Bern gibt den Berner Gemeinden das Verfahren betref-
fend Abklärung von Wochenaufenthalten vor, an welches sich die Gemein-
den zu halten haben. Detailinformationen zum Verfahren können bei der 
Steuerverwaltung des Kantons Bern (Abteilung Recht und Koordination, 
Bereich Wohnsitz) eingeholt werden. Es erübrigt sich deshalb, beim Kanton 
Zürich nach Best Practice Methoden zu fragen. Soll das Verfahren ange-
passt werden, müsste auch dies auf kantonaler Stufe initiiert werden.  
 
Zu Antrag 4 
 
Die Einführung einer Berichtspflicht, birgt ein grosses Risiko. Die Massnah-
men, die die Gemeinde Muri bei Bern ergreift – und bei Bedarf verbessert – 
funktionieren, weil sie nicht öffentlich zugänglich sind. Eine Veröffentlichung 
der Massnahmen würde eine Umgehung dieser deutlich vereinfachen und 
Steuerbetrug Tür und Tor öffnen. Im Vergleich wäre dies in etwa so, wie 
wenn die Polizei ihre Massnahmen veröffentlicht, wenn sie über Verdäch-
tige ermittelt oder observiert. 
 
Ein Bericht müsste daher auf so hoher Flugebene formuliert werden, dass 
er wenig konkreten Inhalt besässe und für das Parlament kaum von Nutzen 
sein dürfte. Die Einführung einer Berichtspflicht würde im Steuerbüro zu-
dem zu einer zeitlichen Mehrbelastung führen ohne dass für das Parlament 
ein konkreter Mehrwert entstünde. 
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Der in der Motionsbegründung erwähnte "dokumentierte Fall" konnte sei-
tens der Einwohnerkontrolle zwischenzeitlich geprüft und erledigt werden. 
Seitens Steuerbüro darf keine Auskunft erteilt werden, da es sich beim 
Steuergeheimnis um eine qualifizierte Geheimhaltungspflicht handelt. Auf-
grund eines Einzelfalles – bei dem die Muriger Behörden innerhalb der 
rechtlichen Möglichkeiten gehandelt haben – auf einen systematisch beste-
henden Missstand zu schliessen und diesen mittels dieser Motion korrigie-
ren zu wollen, erscheint nicht zielführend. 

 
 
3 ANTRAG 
 
 Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragen wir dem Parla-

ment daher, folgenden 
 

Beschluss 
 
 zu fassen: 
 
 Nichtüberweisung der Motion. 
 
 
Muri bei Bern, 16. Februar 2026 
 
GEMEINDERAT MURI BEI BERN 
Der Präsident Die Sekretärin 
 
 
 
Jan Köbeli Corina Bühler 


